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	§ 47 AktO mit Listen 32, 33 und 55 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 47 Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht
	§ 41 Verfahren bei den Staatsanwaltschaften 

	(1) 1Bei der Staatsanwaltschaft wird das Register für Strafsachen und Bußgeldsachen Js (Liste 32) / 
UJs (Liste 33) geführt.
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren 
1.	unter dem Registerzeichen „Js“ …
2.	unter dem Registerzeichen „UJs“ ….

	2In dieses Register sind einzutragen: 
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren

	


a)	Anträge auf Strafverfolgung,
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
aa)	Strafanzeigen und Strafanträge nach § 158 StPO,
2.	unter dem Registerzeichen „UJs“ 
a)	Verfahren gegen unbekannte Tatverdächtige, insbesondere
aa)	Strafanzeigen und Strafanträge nach § 158 StPO,

	
b)	eingehende Anzeigen, die sich gegen eine bestimmte Person richten,
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
aa)	Strafanzeigen und Strafanträge nach § 158 StPO,

	


c)	Ermittlungen der Staatsanwaltschaft von Amts wegen,
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
bb)	Ermittlungen der Staatsanwaltschaft von Amts wegen,
2.	unter dem Registerzeichen „UJs“ 
a)	Verfahren gegen unbekannte Tatverdächtige, insbesondere
bb)	Ermittlungen der Staatsanwaltschaft von Amts wegen,

	d)	Anklageerhebungen ohne Anstellung vorheriger Ermittlungen,
	entfällt

	


e)	Einsprüche gegen Bußgeld- oder Einziehungsbescheide (§ 69 Abs. 3, 
§§ 67, 87 Abs. 2 und 3, § 88 Abs. 3 OWiG), 
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
cc)	Einsprüche gegen Bußgeld- oder Einziehungsbescheide nach § 69 Absatz 3, §§ 67, 87 Absatz 2 und 3, § 88 Absatz 3 OWiG,

	


f)	Wiederaufnahme- oder Nachverfahren in Bußgeldsachen (§ 85 Abs. 4 
Satz 2, § 87 Abs. 4 Satz 2 OWiG),
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
dd)	Wiederaufnahme- oder Nachverfahren in Bußgeldsachen nach § 85 Absatz 4 Satz 2, § 87 Absatz 4 Satz 3 OWiG,

	


g)	selbständige Einziehungsverfahren nach §§ 435 bis 437 StPO, die sich an ein Verfahren gegen namentlich unbekannte Täter anschließen,
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
hh)	selbstständige Einziehungsverfahren nach §§ 435 bis 437 StPO, die sich an ein Verfahren gegen namentlich unbekannte Tatverdächtige anschließen, …

	
h)	Mitteilungen der Polizei über 
einen Selbstmord, 
über einen Unglücksfall ohne Schuld eines Dritten, über einen Brand oder 
über das Auftauchen von Falschgeld,
	2.	unter dem Registerzeichen „UJs“ 
b)	Mitteilungen der Polizei und der Gemeindebehörden, zum Beispiel über den Leichenfund eines Unbekannten oder den Verdacht auf unnatürlichen Tod nach § 159 Absatz 1 StPO, einen Unglücksfall ohne Schuld eines Dritten, einen Brand oder das Auftauchen von Falschgeld,

	


j)	Privatklagesachen, die das Gericht der Staatsanwaltschaft zur Übernahme der Strafverfolgung vorlegt,
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
ff)	Privatklagesachen, die das Gericht der Staatsanwaltschaft zur Übernahme der Strafverfolgung vorlegt oder deren Übernahme die Staatsanwaltschaft eigenständig prüft,

	


k)	Verfolgungssachen, die die Verwaltungsbehörde wegen Anhaltspunkten für 
eine Straftat an die Staatsanwaltschaft abgibt (§ 41 Abs. 1 OWiG) oder 
die die Staatsanwaltschaft wegen Zusammenhangs mit einer Straftat 
übernimmt (§ 42 OWiG),
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
ee)	Verfolgungssachen, die die Verwaltungsbehörde wegen Anhaltspunkten für eine Straftat an die Staatsanwaltschaft nach § 41 Absatz 1 OWiG abgibt oder die die Staatsanwaltschaft wegen Zusammenhangs mit einer Straftat 
nach § 42 OWiG übernimmt,

	

l)	Anträge der Finanzbehörden auf Erlass eines Strafbefehls  oder auf selbständige Einziehung in Steuerstrafsachen;
	1.	b)	Anträge und Beschlüsse, die der Staatsanwaltschaft zur Registrierung zugeleitet werden, insbesondere
aa)	Anträge der Finanzbehörden auf Erlass eines Strafbefehls in Steuerstrafsachen nach § 400 AO und auf selbstständige Einziehungsverfahren nach § 401 AO,

	
m)	Ersuchen ausländischer Behörden um Rechtshilfe durch Vollstreckung einer im Ausland verhängten Strafe oder sonstigen Sanktion,
	3.	unter dem Registerzeichen „RHs“
der Staatsanwaltschaft zur Erledigung eingehender und ausgehender Ersuchen im internationalen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zugewiesene Aufgaben,

	n)	Bußgeldverfahren auf dem Gebiet der Rechtsberatung gemäß § 1 der Verordnung vom 15. April 1969 (GV NW S. 205).
	1.	unter dem Registerzeichen „Js“
a)	Verfahren gegen namentlich bekannte oder anderweitig identifizierte Tatverdächtige, insbesondere 
gg)	Bußgeldverfahren nach landesrechtlichen Vorschriften,

	
	1. unter dem Registerzeichen „Js“ …
b)	Anträge und Beschlüsse, die der Staatsanwaltschaft zur Registrierung zugeleitet werden, insbesondere
bb)	Abtrennungsbeschlüsse des Gerichts mit Ausnahme der Beschlüsse nach § 422 StPO,
§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben. 2Die Akte beginnt mit einer beglaubigten Abschrift oder der elektronischen Vervielfältigung des Abtrennungsbeschlusses oder der Abtrennungsverfügung. 3Auf Anordnung können Dokumente des Ursprungsverfahrens in die neue Akte übernommen werden. 4Die Abtrennung ist auf den Aktenumschlägen zu vermerken. 5Verfahren über die Einziehung, die nach § 422 StPO abgetrennt werden, sind ohne Neuregistrierung in der Akte des Ursprungsverfahrens zu bearbeiten.

	
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren …
1.	unter dem Registerzeichen „Js“ …
b)	Anträge und Beschlüsse, die der Staatsanwaltschaft zur Registrierung zugeleitet werden, insbesondere
cc)	Beschlüsse zur Übernahme eines Verfahrens von einem Gericht außerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft, …

	
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren …
5.	zusätzlich zu den nach § 11 zu registrierenden Eingängen unter dem Registerzeichen „AR“ 
a)	Privatklagesachen, die der Staatsanwaltschaft zur Weiterleitung an das Berufungsgericht vorgelegt werden,
b)	Anzeigen, die keinen Straftatbestand erkennen lassen,
c)	Prüfung des Anfangsverdachts von Amts wegen,
d)	Mitteilungen der Insolvenzgerichte nach der Anordnung über die Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi),
e)	Anhörungen der Staatsanwaltschaft nach Nummer 169 Absatz 2 RiVASt, § 87d Nummer 1 IRG,
f)	Anträge nach §§ 10, 11 StrEG, soweit diese nicht nach Absatz 2 als Heft zur Strafakte zu nehmen sind,
g)	Anträge auf DNA-Identitätsfeststellung nach § 81g StPO.

	
	§ 41 (2) 1Für Anträge nach §§ 10, 11 StrEG sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 2Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts der Zusatz „StEs“ nachgestellt. 3Dieser Zusatz kann im Entschädigungsverfahren wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden.

	3In Sachen, die zur Zuständigkeit des Jugendrichters, des Jugendschöffengerichts oder der Jugendkammer gehören, erhält das Aktenzeichen hinter der Jahreszahl den 
Zusatz "jug", der von dem Aktenzeichen durch einen Punkt zu trennen ist.
	§ 38 (1) Die zur Zuständigkeit des Jugendrichters, des Jugendschöffengerichts oder 
der Jugendkammer gehörenden Angelegenheiten  können bei Bedarf den Aktenzeichenzusatz „jug” erhalten.

	4Die Leiterin bzw. der Leiter der Staatsanwaltschaft kann im Einvernehmen mit der Präsidentin bzw. dem Präsidenten des Landgerichts (Amtsgerichts) bestimmen, dass der Zusatz "jug" für bestimmte oder alle Sachen entfällt.
	

	5Im Fall der Einleitung eines Verfahrens auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung (§ 66b StGB) oder der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung (§ 66a StGB) kann für diese Verfahren ein Sonderband angelegt werden.
	§ 41 (3) 1Für Verfahren auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung nach § 66a StGB und der nachträglichen Sicherungsverwahrung nach § 66b StGB sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 

	6Dieser Sonderband erhält das Aktenzeichen des früheren Verfahrens mit dem Zusatz „NSV“ (für Anträge auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung) bzw. „VSV“ (für Anträge auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung).
	2Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts folgender Zusatz nachgestellt:
1.	Anträge auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung		VSV,
2.	Anträge auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung		NSV.
3Dieser Zusatz kann im Verfahren der vorbehaltenen und nachträglichen Sicherungsverwahrung wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden.

	7Die Anlage des Sonderbandes ist auf dem Aktendeckel des Hauptbandes zu vermerken.
	§ 4 (1) 4Das Anlegen von Heften ist auf dem Aktenumschlag zu vermerken.

	8Zur Zählung der in Satz 5 genannten Verfahren für die Monatserhebung ist, sofern dies nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann, eine einfache Zählliste zu führen.
	Statistik

	(2) 1Alle Straf- und Bußgeldsachen, die in das Js-Register nach Absatz 1 eingetragen werden und deren Akten über die Staatsanwaltschaft zum Gericht gelangen, werden bei Gericht unter dem Js-Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft weitergeführt.
	§ 39 (3) 1Geht die Aktenführung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf das Gericht über, erhält die Akte zusätzlich zu dem Js-Aktenzeichen ein gerichtliches Aktenzeichen. 2Hiervon abweichend können Teile des gerichtlichen Aktenzeichens unmittelbar dem Js-Aktenzeichen als Aktenzeichenzusatz vor- oder nachgestellt werden.3Bei Gericht ist in den Fällen des Satzes 1 immer auch das staatsanwaltschaftliche Aktenzeichen anzugeben. 4Bei Abtrennung eines Verfahrens durch das Gericht ist ein neues staatsanwaltschaftliches Aktenzeichen für das abgetrennte Verfahren anzufordern. 5Verbindungen und Abgaben von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein anderes Amtsgericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft sind der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.
§ 47 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit.
§ 48 (2) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit.
§ 49 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der zuständigen Staatsanwaltschaft zum jeweiligen Register das gerichtliche Aktenzeichen mit.

	2Zum Zeichen der Anhängigkeit bei Gericht werden dem Js-Aktenzeichen durch das Gericht folgende Unterscheidungsmerkmale vorangesetzt:
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …

	
Ks	für Schwurgerichtssachen
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
2.	unter dem Registerzeichen „Ks“ an das Schwurgericht gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens, 
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens,
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,

	
KLs	für Sachen der großen Strafkammer (Jugendkammer)
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
3.	unter dem Registerzeichen „KLs“ 
an die große Strafkammer oder Jugendkammer gerichtete Anträge auf
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens,
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,

	
Ls	für Schöffengerichtssachen (Jugendschöffengerichtssachen)
	§ 47 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
3.	unter dem Registerzeichen „Ls“
an das Schöffengericht oder Jugendschöffengericht gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens,
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
d)	Entscheidung im beschleunigten Verfahren,

	
Ds	für Sachen des Strafrichters (Jugendrichters)
	§ 47 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
2.	unter dem Registerzeichen „Ds“ 
an den Straf- oder Jugendrichter gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens, 
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
d)	Entscheidung im beschleunigten Verfahren,
e)	Entscheidungen im vereinfachten Jugendverfahren, 

	
Cs	für Strafbefehlssachen
	§ 47 (1) 1 Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
4.	unter dem Registerzeichen „Cs“
Anträge auf Erlass eines Strafbefehls,

	
OWi	für Bußgeldsachen
	§ 47 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
5.	unter dem Registerzeichen „OWi“
a)	Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,
b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1 OWiG, 
c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Verwaltungsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,
d)	einzelne richterliche Verfolgungshandlungen nach § 35 Absatz 1 OWiG,
e)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörde oder der Staatsanwaltschaft nach §§ 62, 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1 OWiG, § 25a Absatz 3 StVG, 
f)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 OWiG, 
g)	Anträge auf Anordnung von Auflagen gegen Jugendliche und Heranwachsende nach § 98 Absatz 1 OWiG,
§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
6.	unter dem Registerzeichen „OWi LG“
a)	Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,
b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1, § 104 Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit §§ 64, 82 Absatz 2 OWiG,
c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Aufsichtsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,
d)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung gegen Maßnahmen der Aufsichtsbehörde nach §§ 62, 49a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, § 49b Nummer 5, § 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1, § 110 Absatz 2 OWiG,
e)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 Nummer 1 OWiG,

	
Ns	für Berufungssachen.
	§ 48 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Landgerichten sind zu registrieren: …
4.	unter dem Registerzeichen „NBs“ Berufungen,

	3Vor das Unterscheidungsmerkmal wird die arabische Nummer der Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts gesetzt.
	§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus:
1.	der Abteilungsbezeichnung, soweit mehrere Abteilungen der Geschäftsstelle bestehen, oder der Nummer des nach Geschäftsverteilungsplan zuständigen Spruchkörpers, des Güterichters oder Dezernenten, …

	(3) 1Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt und Mitteilungen nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe l), in denen eine Beschuldigte bzw. ein Beschuldigter nicht genannt ist, sind in ein vereinfachtes Register nach Liste 33 (UJs) einzutragen.
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren
2.	unter dem Registerzeichen „UJs“ 
a)	Verfahren gegen unbekannte Tatverdächtige, insbesondere
aa)	Strafanzeigen und Strafanträge nach § 158 StPO,
bb)	Ermittlungen der Staatsanwaltschaft von Amts wegen,
b)	Mitteilungen der Polizei und der Gemeindebehörden, zum Beispiel über den Leichenfund eines Unbekannten oder den Verdacht auf unnatürlichen Tod nach § 159 Absatz 1 StPO, einen Unglücksfall ohne Schuld eines Dritten, einen Brand oder das Auftauchen von Falschgeld,

	2Verfahren gegen Unbekannt werden auch dann im UJs-Register geführt, wenn seitens der Staatsanwaltschaft ermittelt wird.
	

	3In das Js-Register nach Absatz 1 sind Verfahren gegen Unbekannt erst zu übernehmen, wenn gegen eine namentlich bezeichnete Beschuldigte bzw. einen namentlich bezeichneten Beschuldigten ermittelt wird.
	§ 41 (1) 2Ein unter dem Registerzeichen „UJs“ registriertes Verfahren ist unter dem Registerzeichen „Js“ zu registrieren, sobald ein Tatverdächtiger namentlich bekannt oder anderweitig identifiziert ist.3Ein unter dem Registerzeichen „AR“ registriertes Verfahren ist unter den Registerzeichen „UJs“ oder „Js“ zu registrieren, wenn die Prüfung ergibt, dass ein Anfangsverdacht besteht. 4Bestehende Akten werden unter dem neuen Registerzeichen fortgeführt. 

	(4) 1Zu den Registern nach Absatz 1 und 3 ist ein alphabetisches Namenverzeichnis zu führen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2Außerdem kann ein besonderes Namenverzeichnis geführt werden für
a)	Todesermittlungen nach dem Namen der bzw. des Verstorbenen,
b)	Brandermittlungen nach dem Namen der bzw. des Geschädigten,
c)	sonstige Verfahren gegen unbekannte Täter nach dem Namen der bzw. des Verletzten, notfalls des Tatorts.
	

	3Soweit bei der Staatsanwaltschaft eine Zentralnamenkartei eingerichtet ist, sind besondere Namenverzeichnisse zu den Registern nicht mehr zu führen.
	

	



(5) 1Mitteilungen, die nicht auf Einleitung eines Strafverfahrens abzielen, sind in das Allgemeine Register AR (Liste 3) einzutragen.
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren …
5.	zusätzlich zu den nach § 11 zu registrierenden Eingängen unter dem Registerzeichen „AR“ 
a)	Privatklagesachen, die der Staatsanwaltschaft zur Weiterleitung an das Berufungsgericht vorgelegt werden,
b)	Anzeigen, die keinen Straftatbestand erkennen lassen,
c)	Prüfung des Anfangsverdachts von Amts wegen,
d)	Mitteilungen der Insolvenzgerichte nach der Anordnung über die Mitteilungen in 
Zivilsachen (MiZi),
e)	Anhörungen der Staatsanwaltschaft nach Nummer 169 Absatz 2 RiVASt, § 87d Nummer 1 IRG,
f)	Anträge nach §§ 10, 11 StrEG, soweit diese nicht nach Absatz 2 als Heft zur Strafakte zu nehmen sind,
g)	Anträge auf DNA-Identitätsfeststellung nach § 81g StPO.

	

2Dies gilt insbesondere für Mitteilungen der Amtsgerichte über die Eröffnung eines Konkurs- oder Insolvenzverfahrens; veranlasst die Staatsanwaltschaft Ermittlungen, ist die Sache in das Js-Register einzutragen.
	

	(6) Die Haftprüfungstermine nach § 122 Abs. 4 StPO sind durch die gemäß § 6 Abs. 2 zu führende Haftkontrolle zu überwachen.
	§ 38 (4) 1Haftprüfungstermine nach § 122 StPO sind auf dem Aktenumschlag an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 2Fristen in Haftsachen und Prüfungsfristen für freiheitsentziehende Maßregeln nach § 67e StGB sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	(7) aufgehoben
	

	(8) 1Hat das Gericht in Bußgeldsachen eine Sachentscheidung getroffen, werden die Akten der Verwaltungsbehörde Bestandteil der staatsanwaltschaftlichen Akten.
	§ 41 (6) 1Die von der Verwaltungsbehörde nach Einspruch gegen einen Bußgeld- oder Einziehungsbescheid übersandten Vorgänge werden Bestandteil der staatsanwaltschaftlichen Akte. 2Bei Papierakten gilt dies nur dann, wenn die Staatsanwaltschaft das Verfahren eingestellt oder das Gericht eine Sachentscheidung getroffen hat.

	2Sind die Akten der Verwaltungsbehörde nach Abschluss des gerichtlichen Verfahrens dieser zur Vollstreckung des Bußgeldbescheides zurückzugeben, weil der Einspruch zurückgenommen oder rechtskräftig verworfen worden ist, sind die bei Gericht angefallenen Schriftstücke, insbesondere die Urschrift der gerichtlichen Entscheidung, zurückzubehalten.
	§ 41 (6) 3Wenn der Einspruch zurückgenommen oder rechtskräftig als unzulässig verworfen worden ist, sind von der Verwaltungsbehörde übersandte Papiervorgänge zurückzusenden.

	3Den Akten der Verwaltungsbehörde ist eine Ausfertigung der rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung oder eine beglaubigte Abschrift der Rücknahmeerklärung beizufügen.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	(9) 1Über alle Vollstreckungen in Strafsachen und Bußgeldsachen wird das Vollstreckungsregister (Liste 55) geführt.
	§ 51 (1) 1Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen sind, mit Ausnahme derjenigen, mit denen die Vollstreckungsbehörde bereits im Ermittlungsverfahren oder das Gericht, dem der Vollstreckungsleiter angehört, bereits im Hauptsacheverfahren befasst war, zu registrieren:
1.	bei den Staatsanwaltschaften und den Generalstaatsanwaltschaften:
unter dem Registerzeichen „VRs“, insbesondere dringende Vollstreckungsanordnungen als örtlich unzuständige Vollstreckungsbehörde sowie Vollstreckungen 
a)	in Erzwingungshaftsachen,
b)	in Privatklagesachen,
c)	nach Entscheidung des Gerichts über den Einspruch nach § 87h IRG oder den Antrag der Bewilligungsbehörde nach § 87i IRG, 
d)	in von einem deutschen Delegierten Europäischen Staatsanwalt oder dem deutschen Europäischen Staatsanwalt geführten Verfahren,
2.	bei den Amtsgerichten:
unter dem Registerzeichen „VRJs“ insbesondere in den in Nummer 1 bezeichneten Fällen, wenn der Jugendrichter zuständig ist, sowie bei
a)	Abgabe an den Jugendrichter, der nach § 90 Absatz 2 Satz 2 JGG als Vollzugsleiter zuständig ist,
b)	Übergang auf den Jugendrichter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe liegt, 
c)	Übergang auf den durch Rechtsverordnung bestimmten Jugendrichter,
d)	Abgabe der Vollstreckung aus wichtigen Gründen an einen nicht zuständigen Jugendrichter.
2Die Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren. 3Nachträgliche Entscheidungen des Gerichts erster Instanz in der Strafvollstreckung sind nicht zu registrieren. 4Das Vollstreckungsaktenzeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen. 5Nach Erledigung der Vollstreckung sind die Akten in den Fällen nach Satz 1 Nummer 2 der Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung zu übermitteln. 6Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Vollstreckungen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „VRJs“ registriert werden. 
(2) 1In den nicht in Absatz 1 genannten Fällen erfolgt die Vollstreckung aus der Strafakte. 2Bei Bedarf sind nach §§ 15, 16 StVollstrO Vollstreckungshefte anzulegen.

	2Die angeordnete nachträgliche oder vorbehaltene Sicherungsverwahrung ist als selbständige Vollstreckung zu behandeln.
	

	3Die Behördenleitung kann für die Vollstreckung von Geldbeträgen eine vereinfachte Registrierung anordnen.
	

	4Das VRs-Aktenzeichen ist zum Js-Register (Liste 32) bzw. zum Register für Privatklage- und Bußgeldsachen des Amtsgerichts (Liste 34) mitzuteilen; dort ist es in der Spalte Bemerkungen zu vermerken.
	

	5Soweit über Vollstreckungen besondere Vollstreckungshefte gebildet werden, sind sie, ebenso wie die Gnadenhefte, in den Hauptakten zu verwahren.
	

	6Anlegung und Inhalt des Vollstreckungsheftes richten sich nach §§ 15, 16 StVollstrO.
	

	
	

	Liste 32 (§ 47 Abs. 1, § 48 Abs. 1)
	

	Strafsachen und Bußgeldsachen der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Js
Erstinstanzliche Strafsachen der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht OJs
	

	Zu erfassen sind:
	§§ 41, 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	Geschäftszeichen einer anderen Behörde, einer anderen Geschäftsstellenabteilung, bisheriges Geschäftszeichen
	6.	Aktenzeichen einer anderen Behörde,

	3.	Familienname, Vorname, Geburtstag der bzw. des Beschuldigten oder Betroffenen
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder sonstige Bezeichnung sowie Anschrift oder Aufenthaltsort:
a)	sämtlicher Beschuldigter oder Betroffener, bei Hs: des Verschollenen,
b)	sämtlicher Opfer oder Anzeigenden, bei Hs: des Antragstellers,
c)	weiterer Beteiligter,

	
	4.	Tatort,

	4.	Straftat/Ordnungswidrigkeit
	5.	Straftat oder Ordnungswidrigkeit, 

	5.	Js-Aktenzeichen der übernehmenden Geschäftsstellenabteilung oder des übernehmenden Amtsgerichts
	7.	sämtliche Aktenzeichen des Gerichts,

	6.	VRs-, VRJs-Aktenzeichen
	7.	sämtliche Aktenzeichen des Gerichts,

	
	8.	Datum der Erledigung des Ermittlungsverfahren,

	7.	Bemerkungen
	11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	8.	Jahr der Weglegung
	9.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	
	10.	bei UJs: späteres Aktenzeichen,

	Erläuterungen.
	

	1.	Die Erfassung erfolgt jeweils für ein Geschäftsjahr.
	entbehrlich 
§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus: …
4.	bei jahrgangsweiser Registrierung einem Schrägstrich und den beiden Endziffern grundsätzlich des Jahres, in dem der Geschäftsvorgang angefallen ist, …

	2.	1Die zu Beginn eines neuen Geschäftsjahrs noch nicht erledigten Verfahren, die schon seit mehr als 4 Jahren anhängig sind, sind unter der bisherigen Nummer und der Jahreszahl der ersten Erfassung zu übernehmen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2Ein Verfahren gilt als erledigt, wenn das VRs- bzw. VRJs-Aktenzeichen erfasst wird.
	Statistik

	3.	1Wird ein an eine andere Staatsanwaltschaft abgegebenes Ermittlungsverfahren zurückgegeben, ist die Sache neu zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	2Das Gleiche gilt, wenn nach Rückgabe des Verfahrens an die Verwaltungsbehörde das Verfahren erneut an die Staatsanwaltschaft abgegeben wird.
	

	4.	Werden mehrere Ermittlungsverfahren miteinander verbunden (Nr. 17 RiStBV), wird das verbundene Verfahren unter einem der Registerzeichen der bisherigen Verfahren fortgeführt; bei den übrigen Erfassungsdaten ist auf das führende Verfahren zu verweisen.
	§ 7 (1) 1Werden Verfahren verbunden, sind nur die Akten des führenden Verfahrens weiterzuführen, soweit es sich nicht um eine Verbindung nach § 237 StPO handelt. 2Ist das führende Verfahren nicht ausdrücklich bestimmt, ist das älteste der Verfahren führend.
§§ 41, 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	5.	Eingestellte Verfahren sind bei ihrer Wiederaufnahme nicht erneut zu erfassen.
	Statistik

	6.	Bußgeldverfahren sind besonders kenntlich zu machen, es sei denn, dass die statistische Erfassung der Bußgeldverfahren in anderer Weise sichergestellt ist.
	Statistik

	7.	1Als zu erfassende Geschäftszeichen kommen Geschäftszeichen
a)	der Polizei
b)	von Behörden
c)	der Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat usw.
in Betracht.
	§§ 41, 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
6.	Aktenzeichen einer anderen Behörde,
7.	sämtliche Aktenzeichen des Gerichts,

	2Die Behördenleitung kann anordnen, dass von bestimmten Erfassungen abgesehen werden kann.
	entfällt

	8.	Wurde die Sache von einem anderen Dezernat abgegeben oder handelt es sich um ein abgetrenntes Verfahren, ist auch das bisherige Geschäftszeichen zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.
§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.
§§ 41, 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	9.	Sind mehrere Beschuldigte oder Betroffene vorhanden, ist der Name der bzw. des Beschuldigten oder Betroffenen, nach welchem das Verfahren benannt ist, besonders zu kennzeichnen.
	nicht mehr erforderlich

	10.	1Für die Bezeichnung der Straftat können Abkürzungen verwandt oder der Paragraph, dessen Strafnorm verletzt ist, angegeben werden.
	nicht mehr erforderlich, Straftaten lassen sich den Verzeichnissen der Fachverfahren entnehmen 

	2Im Fall der Ordnungswidrigkeit genügt die Bezeichnung "OWi", Verkehrsordnungswidrigkeiten sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	Nur für Staatsanwaltschaften:
11.	In Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz, zur DNA-Identitätsfeststellung und in Entschädigungssachen nach dem StrEG sind Abgaben innerhalb der Behörde besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	Nur für Generalstaatsanwaltschaften:
11.	In Entschädigungssachen nach dem StrEG und in Kartellbußgeldsachen sind Abgaben innerhalb der Behörde besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 33 (§ 47 Abs. 1 und 3)
	

	Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt UJs
	

	Zu erfassen sind:
	§ 41 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	2.	Familienname, Vorname, Wohnort der bzw. des Verletzten, Anzeigenden
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder sonstige Bezeichnung sowie Anschrift oder Aufenthaltsort: …
b)	sämtlicher Opfer oder Anzeigenden, bei Hs; des Antragstellers,
c)	weiterer Beteiligter,

	3.	Straftat
	5.	Straftat oder Ordnungswidrigkeit,

	4.	Einstellung gemäß § 170 Absatz 2 StPO/ Jahr der Weglegung
	9.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Erfassung erfolgt jeweils für ein Geschäftsjahr.
	entbehrlich 
§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus: …
4.	bei jahrgangsweiser Registrierung einem Schrägstrich und den beiden Endziffern grundsätzlich des Jahres, in dem der Geschäftsvorgang angefallen ist, …

	2.	1Für die Bezeichnung der Straftat können Abkürzungen verwandt oder der Paragraph, dessen Strafnorm verletzt ist, angegeben werden.
	nicht mehr erforderlich, Straftaten lassen sich den Verzeichnissen der Fachverfahren entnehmen 

	2Besonders kenntlich zu machen sind
-	Leichensachen, Kapitalsachen, Brandsachen und politische Verfahren
-	Sonstige UJs-Verfahren.
	Statistik

	3.	1Die Einstellung gemäß § 170 Abs. 2 StPO ist durch Angabe des Weglegungsjahres oder des Datums der Erledigung sowie die sonstige Art der Erledigung oder Weiterbehandlung (z.B. Erfassung unter dem Registerzeichen Js nach § 47 Absatz 1 unter Anführung des Js-Aktenzeichens) zu vermerken.
	Statistik

	2Abgaben innerhalb der Behörde sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 55 (§ 47 Abs. 9)
	

	Vollstreckungssachen VRs
	

	Zu erfassen sind:
	§ 51 (3) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	Js-Aktenzeichen
Bs/OWi-Aktenzeichen
	3.	vorherige Aktenzeichen,

	3.	Tag der rechtskräftigen Entscheidung
	5.	Datum der rechtskräftigen Entscheidung

	4.	Name der bzw. des Verurteilten
	4.	Vor- und Familiennamen sowie Geburtsdatum des Verurteilten

	5.	Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung
	6.	Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung

	6.	Vollstreckung
a)	einer freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung (ohne Bewährung)
b)	einer Freiheitsstrafe (ohne Bewährung)
c)	einer freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung, die zur Bewährung ausgesetzt ist
d)	einer Freiheitsstrafe, die zur Bewährung ausgesetzt ist
e)	einer Geldstrafe
f)	einer Geldbuße
g)	eines Ordnungs- oder Zwangsgeldes, Wertersatz, Erzwingungshaft
	7.	zu vollstreckende Rechtsfolgen,

	7.	Tag der Erledigung der Vollstreckung
	8.	Datum und Art der Erledigung,

	8.	Bemerkungen (Gnadenerweis, Amnesie)
	9.	Bemerkungen, zum Beispiel Gnadenerweis, Amnesie.

	9.	Jahr der Weglegung
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Jede bzw. jeder Verurteilte ist gesondert zu erfassen.
	§ 51 (1) 2Die Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren.3Nachträgliche Entscheidungen des Gerichts erster Instanz in der Strafvollstreckung sind nicht zu registrieren. 4Das Vollstreckungsaktenzeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen. 5Nach Erledigung der Vollstreckung sind die Akten in den Fällen nach Satz 1 Nummer 2 der Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung zu übermitteln. 6Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Vollstreckungen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „VRJs“ registriert werden.

	2.	Die Vollstreckungen nach Nummer 6 a bis g sind fortlaufend getrennt zu erfassen.
	

	3.	1Sind gegen dieselbe Verurteilte bzw. denselben Verurteilten in derselben Sache verschiedene Vollstreckungen durchzuführen, die nach Maßgabe der Nummer 6 mehrfach zu erfassen wären, sind die Vollstreckungen nur einmal zu erfassen. 
	

	2Die Erfassung nach Nummer 6 a) hat Rang vor den folgenden Buchstaben, die nach Nummer 6 b) vor den folgenden Buchstaben usw.
	

	4.	Die Vollstreckung einer angeordneten nachträglichen oder vorbehaltenen Sicherungsverwahrung ist besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	5.	Verfahren betreffend die Vollstreckung von Geldsanktionen aus dem Ausland nach § 87n IRG sind unter Nummer 6 f) zu erfassen und besonders kenntlich zu machen.
	Statistik
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